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Der Krieg in der Ukraine und die noch immer schwellenden Unsicherheiten betreffend Corona-
Pandemie haben gravierende Einflüsse auf die globalen Lieferketten. KMU, insbesondere Unter-
nehmen aus dem Bauhaupt- und Ausbaugewerbe, sehen sich grossen, unkalkulierbaren Preis-
sprüngen beim Material ausgesetzt (Materialteuerung). Betroffen sind insbesondere Stahl, Alumi-
nium, Kupfer sowie, Erdölprodukte wie etwa Bitumen oder Kunststoff, Zement und Holz. Die Ent-
wicklungen in Bezug auf Krieg und Pandemie lassen sich nicht voraussehen. Ebenfalls nicht vo-
raussehen lassen sich die Preisentwicklungen beim Material. Es ist für ein Unternehmen schlicht 
unmöglich, die Preissteigerung zwischen dem Zeitpunkt der Offertenstellung und der tatsächlichen 
Ausführung der Arbeiten zu kalkulieren. Dies ist eine für Unternehmen unhaltbare Situation, von 
welcher alle Unternehmen gleichermassen betroffen sind. 

Im Rahmen von öffentlichen Vergaben und öffentlich-rechtlichen (Werk-)Verträgen wird diese 
Problematik nicht behandelt resp. das Risiko von völlig unkalkulierbaren und nicht beinflussbaren 
Preissprüngen allein den Unternehmern übertragen. Der Kanton hat hier die Aufgabe, unter diesen 
für alle beteiligten schwierigen Umständen, eine für alle Seiten vertretbare Lösung zu finden und 
diese in den Werkverträgen entsprechend umzusetzen. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Regierung einerseits, die Ausschreibungs- und Vertragsun-
terlagen für alle dem kantonalen Recht unterliegenden Vergaben temporär so anzupassen, dass 
starke Preissteigerungen beim Material zwischen dem Zeitpunkt der Offertenstellung und der tat-
sächlichen Ausführung der Arbeiten möglich sind, etwa mit einer Preisgleitklausel, wie sie in privat-
rechtlichen Werkverträgen üblich sind. 

Andererseits wird die Regierung gebeten, zu klären, wie bereits abgeschlossene öffentlich-rechtli-
che (Werk-)Verträge so ausgelegt werden können, dass der erwähnten Problematik auch hier Ge-
nüge getan werden kann. 


